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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 

 

Az: B 14 AS 6/16 B 
 
L 11 AS 723/13 (Bayerisches LSG) 
S 10 AS 934/09 (SG Nürnberg) 
 
 
 
1. …………………….., 
 
2. …………………….., 
 
 Kläger, Antragsteller und Beschwerdeführer, 
 
3. …………………….., 
 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigter zu 1. bis 3.: …………………………………………, 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Jobcenter Weißenburg-Gunzenhausen, 
Schwärzgasse 1, 91781 Weißenburg, 
 
 Beklagter und Beschwerdegegner. 
 

 

Der 14. Senat des Bundessozialgerichts hat am 27. April 2016 durch 

den Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  V o e l z k e    sowie die Richter   Prof. Dr.  B e c k e r    und   

Dr.  S c h ü t z e     

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Kläger gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Bayerischen 

Landessozialgerichts vom 25. November 2015 wird als unzulässig verworfen. 
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Der Antrag der Kläger, ihnen für das Verfahren der Nichtzulassungsbeschwerde vor dem Bun-

dessozialgericht Prozesskostenhilfe zu bewilligen und Rechtsanwalt Waber beizuordnen, wird 

abgelehnt. 

 

Außergerichtliche Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 

 

 

 

G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision in der angefochtenen Entscheidung ist 

als unzulässig zu verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 1 iVm § 169 SGG), weil der zu ihrer Begrün-

dung angeführte Zulassungsgrund der grundsätzlichen Bedeutung der Rechtssache (§ 160 

Abs 2 Nr 1 SGG) nicht gemäß § 160a Abs 2 Satz 3 SGG schlüssig dargelegt ist. 

 

Grundsätzliche Bedeutung hat eine Rechtssache nur, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, 

die - über den Einzelfall hinaus - aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des 

Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. Nach den aus § 160a 

Abs 2 Satz 3 SGG sich ergebenden Anforderungen muss ein Beschwerdeführer dazu anhand 

des anwendbaren Rechts sowie unter Berücksichtigung der höchstrichterlichen Rechtspre-

chung aufzeigen, welche Frage sich stellt, dass diese Rechtsfrage noch nicht geklärt ist, wes-

halb deren Klärung aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts erforderlich 

ist und dass das angestrebte Revisionsverfahren eine Klärung dieser Rechtsfragen erwarten 

lässt (vgl Krasney/Udsching, Handbuch des sozialgerichtlichen Verfahrens, 6. Aufl 2011, IX, 

RdNr 63 ff).  

 

Diesen Darlegungsanforderungen wird die Beschwerdebegründung nicht gerecht. Als grund-

sätzlich klärungsbedürftig erachtet sie die Frage, "welche Maßstäbe an die Sorgfaltspflichten 

eines Antragstellers bei Folgeanträgen für Sozialleistungen zu stellen sind und welche Oblie-

genheiten die bewilligende Behörde bei deren Prüfung treffen". Inwieweit dem grundsätzliche 

Bedeutung zukommt, zeigt die Beschwerde nicht auf. Dazu wäre unter Auseinandersetzung mit 

der umfangreichen Rechtsprechung des BSG zum Ausschluss von Vertrauensschutz nach § 45 

Abs 2 Satz 3 SGB X im Einzelnen darzulegen gewesen, inwiefern die Beantwortung der be-

zeichneten Frage erstmals oder erneut weiterer grundsätzlicher Klärung bedarf. Daran fehlt es 

indessen mangels jeder Befassung mit dieser Rechtsprechung bereits im Ansatz.  

 

PKH gemäß § 73a SGG iVm § 114 ZPO ist den Klägern nicht zu bewilligen, weil die beabsich-

tigte Rechtsverfolgung nach den obigen Ausführungen keine hinreichende Aussicht auf Erfolg 

bietet. Der Antrag auf Beiordnung eines Rechtsanwaltes (§ 73a SGG iVm § 121 ZPO) ist abzu-

lehnen, weil die Kläger keinen Anspruch auf PKH haben. 
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Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung der §§ 183, 193 SGG. 
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